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DieMacht der Bilder
Die Medienbe-
richte, vor al-
lem die Fern-
sehbilder, die
die Brutalität
der Sicherheits-
kräfte gegen
friedliche
Demonstranten

in Moskau am Samstag und eine
Woche zuvor zeigen, und die
Festnahme von insgesamt 2000
Personen haben Empörung, aber
auch Rätselraten ausgelöst. Die
Leute gingen auf die Straße, um
gegen den willkürlichen Aus-
schluss von einigen Opposi-
tionskandidaten bei den Wahlen
des Moskauer Stadtparlaments
am 9. September zu protestie-
ren. Es geht um eine vergleichs-
weise unbedeutende lokale
Wahl. Warum dann dieser mas-

sive Einsatz der Präsident Wla-
dimir Putin unterstellten Natio-
nalgarde, samt Hausdurchsu-
chungen, mehr als 300 Strafen
und sogar vier Verfahren wegen
„Anstiftung zu Massenunru-
hen“, die mit fünf bis zu 15 Jah-
ren Haft bestraft werden kann?

W ovor hat die scheinbar
seit 20 Jahren politisch
so erfolgreiche, natio-

nal-patriotische „Vertikale der
Macht“ Putins Angst? Warum
kam es zu diesen dramatischen
Vorgängen, die manche Beob-
achter sogar als die größte poli-
tische Erschütterung der letzten
sieben Jahre bezeichnen?
Gerade in den letzten Wo-

chen hat der Kreml wichtige Er-
folge in der Außenpolitik errun-
gen. Der Europarat hat Russland
das Stimmrecht in der Parla-

mentarischen Versammlung zu-
rückgegeben. Eine Geste, die in
Moskau als symbolträchtiger
Schritt zur Legalisierung der
Annexion der Krim als Teil
Russlands angesehen wird.
Auch das Treffen mit Donald
Trump auf dem G-20-Gipfel in
Osaka wurde positiv bewertet.
Trump nannte Putin danach
einen „nice guy“ (netter Kerl).
Der russische Schriftsteller
Wiktor Jerofejew dürfte mit sei-
ner Vermutung recht haben:
Trump, ein Gefangener der De-
mokratie, könne den frei agie-
renden Diktator wahrscheinlich
nur beneiden. Das inspiriere
Putin, auf dem internationalen
Parkett noch mehr Risiken ein-
zugehen (FAZ, 8. 7. 2019).
Doch zeigen die undurchsich-

tigen Vorgänge im Kreml, dass

Russland trotz der Erfolge auf
der Weltbühne (Ukraine, Sy-
rien, Modernisierung der Streit-
kräfte) nach wie vor eine Groß-
macht auf tönernen Füßen sei.

D er Popularitätsschub Pu-
tins durch den Krim-Er-
folg wurde vor allem we-

gen der Erhöhung des Renten-
alters um fünf Jahre im vergan-
genen Jahr praktisch vollständig
eingebüßt. Die Reallöhne sin-
ken seit sechs Jahren. Fast 21
Million Menschen gelten offi-
ziell als arm, eine Steigerung
um 500 000 in diesem Jahr. Die
jüngere Generation zwischen 25
und 35 Jahren lehnt immer
mehr die kostspieligen Groß-
machtambitionen ab. Die Fern-
sehbilder zeigten, dass junge
Leute bei den letzten Demon-
strationen dominierten.

Die patriotischen Hochgefüh-
le können nicht mehr über die
trostlose Wirtschaftslage hin-
wegtäuschen. Mit seinem
selbstbewussten und herablas-
senden Auftritt, zuletzt mit pau-
schaler Liberalismuskritik, er-
weckt Putin den Eindruck, er
sei übermächtig und kontrollie-
re alles in Russland. Es gab aber
immer Interessengegensätze
und persönliche Machtkämpfe
innerhalb des Staatsapparats
und vor allem in den Reihen
von Militär und Geheimdiens-
ten. Amerikanische Russlandex-
perten spekulieren bereits über
die Dämmerung der Putin-Ära
noch vor dem Ende seiner letz-
ten Präsidentschaft 2024. Russ-
land wird schwächer, aber des-
wegen nicht weniger gefährlich
für den Westen.

Ein gleiches Verbrauchsbudget für alle Menschen ist im Kampf gegen die Klimaerwärmung sinnvoller
als Geburtenkontrolle. So lässt sich der Überkonsum in Hochverbrauchsländern begrenzen.

Christian Felber

mosphäre seit drei Millionen Jah-
ren erreicht haben: Der „freie
Markt“, der wohl diese Investitio-
nen hervorbringen soll, hatte 30
Jahre Zeit dafür – seit dem Kioto-
Basisjahr war er so frei wie selten
zuvor. Doch anstatt die dringend
nötigen Umweltinnovationen hat
er Rebound-Effekte, Abhängigkeit
vom Wachstum und epidemische
Kaufsucht hervorgebracht.

Politische Entscheidungen
Neben anderen Maßnahmen

sind technologische Innovationen
durchaus eine Facette im Klima-
schutzmosaik. Doch damit die In-
novationen in die richtige Rich-
tung gehen – Ressourceneffizienz,
Sinngewinn, Dezentralität, Demo-
kratie –, müssen sie mit Steuern,
Zöllen, Finanzinstrumenten und
einem intelligenten Marktdesign
in die gewünschte Richtung ge-
führt werden. Dazu findet sich
beim Ex-IV-Chefökonomen kein
Anhaltspunkt. Er perpetuiert ge-
naudasWirtschaftsbild, das in die

Im STANDARD vom 27./28. 7.
(„Klimakrise – so kann Öster-
reich gegensteuern“) argumen-

tierte Wifo-Ökonomin Claudia
Kettner für CO2-Steuern als eine
von mehreren nötigen Maßnah-
men zur Stabilisierung des Kli-
mas. Vor einiger Zeit hatte Wifo-
ChefinMargit Schratzenstaller für
CO2-Zölle argumentiert. BeideAn-
sätze passen gut zusammen: Kli-
maschutzvorbilder können mit
höheren Kohlenstoffsteuern vo-
rausgehen und die Differenz zu
gleich industrialisierten Handels-
partnern mit niedrigeren Steuern
via Klimazölle einheben. So wird
aus dem vermeintlichen Wett-
bewerbsvorteil Klimastoik ein
Handelshindernis und Anreiz,
schnellstmöglich nachzuziehen.
Interessant an Kettners Beitrag

ist, dass eines der Vorreiterländer
die Schweiz ist – zumal eines der
Lieblingsargumente gegen einen
Vorausgang Österreichs lautet,
eine kleine offene Volkswirtschaft
könne sich so einen „Wettbe-
werbsnachteil“ nicht leisten. In
genau dieses Horn bläst Erhard
Fürst („Im Klima von Verdrängung
und Entrüstung“). Der ehemalige
Chefökonomder Industriellenver-
einigung schließt seine Ausfüh-
rungen, wonach eine zukunfts-
weisende Klimapolitik „nur auf
EU-Ebene“ möglich sei.

Tragbare Weltbevölkerung
Fürsts Gastkommentar fällt im

Vergleich zu jenem des Wifo
ideenlos aus. Neben Entsachli-
chungen wie „Kollapsologen“
oder „Pflege der Flugscham auf
Balkonien“ bringt er zwei Vor-
schläge: Einmal eine „weltweite
Kampagne zur Geburtenkontrol-
le“ unter Verweis auf das Bevölke-
rungswachstum in Afrika. Es fragt
sich, warum, denn erstens ist die
Bevölkerungsdichte in Afrika 2,5-
mal geringer als in der EU, zwei-
tens lastet keine historische öko-
logische Schuld auf dem Konti-
nent und drittens und am wich-
tigsten: Gemessen an ihren CO2-
Emissionen könnte die Erde 20-
mal so viele Menschen aus den
ärmsten Ländern „tragen“ wie
Wohlstandsbürgerinnen und -
bürger aus Europa.
Wenn alle Menschen so viel

verbrauchten wie die Menschen
in Nordamerika, müsste die nach-
haltig tragbare Weltbevölkerung
55-mal kleiner bleiben. Ist nun
Fürsts Vorschlag so zu verstehen,
dass die Geburtenkontrolle in den
USA 55-mal strenger ausgeübt

werden sollte als in Afrika und in
der EU 20-mal strenger?
Eine Alternative zur Kontrolle

vonGeburtenkönnte inderBegren-
zung des Überkonsums in den
Hochverbrauchsländern bestehen.
Ein Suffizienzansatz des „guten Le-
bens“ mit mehr Bewegung, Garten-
arbeit, Muße, Kunst und Sinnstif-
tung macht Untersuchungen zu-
folge freier und glücklicher als
dieMaterialismus-Konsum-Status-
Wachstum-Tretmühle. Allerdings
sind Lebensstiländerungen im Sin-
ne des Maß- und Balance-Haltens
nur in den seltensten Fällen mit
technologischem Fortschritt zu er-
reichen, den Fürst als die „einzig
ehrliche Antwort“ auf die Klima-
schutzherausforderung anführt.
Abgesehen davon, dass auch

Glyphosat, SUV, Airbusse, Raffi-
nerien und Kohlekraftwerke Er-
gebnisse „großzügigster Investi-
tionen in den technologischen
Fortschritt“ waren und wir mit
dieser Strategie aktuell die höchs-
te CO2-Konzentration in der Erdat-

aktuelle Krise geführt hat. Markt
und Demokratie werden nicht als
Ehepaar gedacht, sondern als Op-
ponenten, derMarkt bringt die Lö-
sungen, der Staat stört.
Doch der Markt wird nicht von

Naturgesetzen bestimmt: Ob das
Gros der Steuer auf dem Faktor
Umwelt oder Arbeit lastet, ist eine
politische Entscheidung; ob Sub-
ventionen für fossile oder erneuer-
bare Energien vergeben werden,
ebenso; ob Unternehmen eine Fi-
nanz- oder eine Gemeinwohlbi-
lanz erstellen müssen, ob Privat-
eigentum oder Commons gefördert
werden – alles politische Entschei-
dungen. Der Markt kann einen
wichtigen Beitrag leisten, die Vo-
raussetzung dafür ist aber eine rah-
mensetzende und lenkende Fiskal-
(Kohlenstoffsteuern), Handels-
(Klimazölle), Energie- (Kohleaus-
stieg), Infrastruktur- (Bahn statt
Flugbahn) und Agrarpolitik (Ex-
tensivierung, Regionalisierung).
Einweiterer Lösungsansatz, der

sich nur dann erschließt, wenn

man die Demokratie nicht den
Märkten unterordnet, sind „ökolo-
gische Menschenrechte“: ein glei-
ches Verbrauchsbudget für alle le-
benden und zukünftigen Men-
schen. Angelehnt an den „Dough-
nut“ von Kate Raworth könnte das
Ressourcengeschenk, das die Erde
der Menschheit jährlich erneuer-
bar zur Verfügung stellt, auf alle
Menschen in Form eines jährli-
chen Verbrauchsrechts aufgeteilt
werden.

Das Klima-Doughnut-Prinzip
Der Verbrauch bis zur inneren

(sozialen) Grenze des Doppelrings
könnte ein universales undunver-
äußerliches Grundrecht werden,
der Überschuss zwischen dem in-
neren und dem äußeren (ökologi-
schen) Limit hingegen ein handel-
baresVerbrauchsrecht, dasdieAr-
men dieser Welt, denen die finan-
zielle Kaufkraft für denVerbrauch
dieser Überschussreserve fehlt,
den Reichen verkaufen könnten,
denen es an ökologischer Kauf-
kraft mangelt: Die Reichen könn-
ten weicher landen, und die Ar-
men erhielten ein Zusatzeinkom-
men: Win-win!
Die technologische Grundlage

dafür wäre die ökologische Preis-
auszeichnung aller am Weltmarkt
angebotenenProdukteundDienst-
leistungen – sie müssten neben
dem finanziellen Preis (inmonetä-
rer Einheit) auch einen ökologi-
schen Preis (in physikalischer
Währung) ausweisen. Bei jedem
Einkauf wird der entsprechende
Betrag vom Ökokonto abgebucht –
solange das jährliche Guthaben
darauf reicht, analog zum finan-
ziellen Konto. Wessen Konto vor
Jahresende leer ist, muss größere
Konsumausgaben auf das Folge-
jahr aufschieben oder „sparen“.
Oder den Lebensstil ändern.
Ökologische Menschenrechte

sind eine soziale Innovation, sie
verleihen allen Menschen, egal
wann und wo sie geboren sind, in
Zukunft die gleichen Chancen.
Die „Märkte“ würden durch sie
sehr rasch klimafreundlichere
Angebote entwickeln.

CHRISTIANFELBER ist Initiator der Ge-
meinwohlökonomieundAufsichtsratder
Genossenschaft für Gemeinwohl. Er lei-
tete ein Forschungsprojekt über nicht-
finanzielle Berichterstattung von Unter-
nehmen am Institute for Advanced Sus-
tainability Studies in Potsdam. Sein
Buch„This isnoteconomy.Aufruf zurRe-
volution der Wirtschaftswissenschaft“
erscheint im September bei Deuticke.

Ein Plädoyer für ökologischeMenschenrechte

Die Reduktion von CO2-Emissionen wird der „freie Markt“ nicht richten.
Es braucht auch politische Entscheidungen.
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